Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2356 


Sachgebiet 53 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Unterhaitssicherungsgesetzes 


A. Zielsetzung 

1. Mit dem Gesetzentwurf sollen in erster Linie die Leistungen 
für 

— die verheirateten Grundwehrdienstleistenden, 

— die grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffiziere, 

— die Wehrübenden (Höchst- und Mindestsätze) 
der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt werden. 

2. Zur besseren Durchführung des Gesetzes sind mehrere Vor- 
schriften, die sich als nicht mehr befriedigend oder in der 
Formulierung nicht als hinreichend klar erwiesen haben, zu 
ändern. 

3. Zur besseren Übersicht und im Interesse der Vereinheit- 
lichung sollen die Bestimmungen über die Altersversorgung 
der Wehrpflichtigen aus dem Unterhaltssicherungsgesetz in 
das Arbeitsplatzschutzgesetz übertragen und dort neu ge- 
regelt werden. 


B. Lösung 

Zu 1. 

Anhebung der Leistungssätze 
Zu 2. und 3. 

Gesetzesänderungen entsprechend den Zielsetzungen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Einzelplan 14: 
Einzelplan 11: 
Einzelplan 06 


15,5 Millionen DM 
1,5 Millionen DM 
0,01 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 7. Dezember 1978 

Der Bundeskanzler 
14 (23)— 372 35 Un 4/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes mit 
Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 465. Sitzung am 10. November 1978 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Unterhaltssicherungsgesetz 

Das Unterhaltssicherungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. März 1975 (BGBl. I 

S. 661), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Neunten 
Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 
vom^ 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1046), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Nr. 1 wird der Strichpunkt durch einen 
Beistrich ersetzt; folgende Buchstaben d und e 
werden angefügt: 

„d) Mietbeihilfe (§ 7 a), 
e) Wirtschaftsbeihilfe (§ 7 b);". 

2. Die Anlage I (zu § 5) wird durch die diesem 
Gesetz beigefügte Anlage I (zu § 5) ersetzt. 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

Sonderleistungen 

(1) Die anspruchsberechtigten Familienange- 
hörigen im engeren Sinne erhalten Sonderlei- 
stungen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 und 6. Der 
Wehrpflichtige erhält Sonderleistungen anch 
Absatz 2 Nr. 2 und 4 bis 7. Die Sonderleistungen 
werden neben den allgemeinen Leistungen nach 
§ 5 gewährt. 

(2) Als Sonderleistungen werden gewährt: 

1. Krankenhilfe, Hilfe bei Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten, Mutter- 
schaftshilfe sowie sonstige Hilfen im Sinne 
der gesetzlichen Krankenversicherung, wenn 
sie nicht nach sozialversicherungsrechtlichen 
oder anderen gesetzlichen Vorschriften ge- 
währt werden oder soweit die Kosten nicht 
von einer privaten Krankenversicherung er- 
setzt werden; die Hilfe hat die Leistungen 
sicherzustellen, die Familienangehörigen 
nach den Vorschriften der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zustehen; 

2. Ersatz der Ruhensbeiträge zu einer privaten 
Krankenversicherung zugunsten nichtsozial- 
versicherungspflichtiger Wehrpflichtiger; 

3. Ersatz der Beiträge zu einer privaten Kran- 
kenversicherung oder freiwilligen Versiche- 
rung in einer gesetzlichen Kranken- oder Er- 
satzkasse zugunsten nichtsozialversiche- 


rungspflichtiger Familienangehöriger ohne 
eigenes Einkommen; 

4. Ersatz der Beiträge zu Versicherungen gegen 
Vermögensnachteile mit Ausnahme von Ver- 
sicherungen, die mit dem Führen und Halten 
von Kraftfahrzeugen Zusammenhängen; 

5. Ersatz der Aufwendungen für den Bau oder 
Kauf von Eigenheimen oder eigengenutzten 
Eigentumswohnungen; 

6. Ersatz der notwendigen Aufwendungen für 
die Bestattung von Familienangehörigen, so- 
weit diese Aufwendungen nicht durch An- 
sprüche gegen Versicherungen oder ähnliche 
Einrichtungen gedeckt sind; 

7. ein Sparförderungsbetrag bis zu 50 Deutsche 
Mark monatlich zur Erfüllung von prämien- 
oder steuerbegünstigten Kapitalansamm- 
lungsverträgen sowie von Bausparverträgen 
auch nach der Zuteilung; der Betrag ist von 
der Unterhaltssicherungsbehörde an den 
Vertragspartner des Wehrpflichtigen zu 
überweisen. 

(3) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 Nr. 4 
und 5 dürfen zusammen höchstens 8 vom Hun- 
dert, außerdem zusammen mit den allgemeinen 
Leistungen höchstens 90 vom Hundert der Be- 
messungsgrundlage (§ 10) betragen. 

(4) Die Sonderleistungen nach Absatz 2 Nr. 4 
und 5 werden nur gewährt, wenn die den Auf- 
wendungen zugrunde liegenden Verträge bei 
Beginn des Wehrdienstes mindestens zwölf Mo- 
nate bestehen und den Wehrpflichtigen für die- 
sen Zeitraum zu Aufwendungen in einer Höhe 
verpflichten, die mindestens dem geltend ge- 
maditen Betrag entspricht." 

4. Nach § 7 werden folgende §§ 7 a und 7 b ein- 
gefügt: 

„§7a 

Mietbeihilfe 

(1) Wehrpflichtige, die nicht mit Familien- 
angehörigen im engeren Sinne in Haushalts- 
gemeinschaft leben, erhalten zur Erhaltung 
ihrer Wohnung Mietbeihilfe, wenn ihnen nicht 
zugemutet werden kann, das Mietverhältnis zu 
lösen. Mietbeihilfe wird nicht gewährt für die 
Benutzung von Wohnraum bei sonstigen Fami- 
lienangehörigen. 

(2) Die Mietbeihilfe darf zusammen mit all- 
gemeinen Leistungen und Sonderleistungen 
nach § 7 Abs, 2 Nr. 4 und 5 höchstens 90 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage (§ 10) be- 
tragen. 
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§ 7b 

Wirtschaftsbeihilfe 

(1) Wehrpflichtige, die bei Beginn des Wehr- 
dienstes mindestens zwölf Monate Inhaber 
eines Gewerbebetriebes oder Betriebes der 
Land- oder Forstwirtschaft sind oder eine an- 
dere selbständige Tätigkeit ausüben, erhalten 
zur Sicherung dieser Erwerbsgrundlage Wirt- 
schaftsbeihilfe nach Absatz 2 oder 3. 

(2) Wird der Betrieb oder die selbständige 
Tätigkeit des Wehrpflichtigen fortgeführt, er- 
hält der Wehrpflichtige Ersatz der angemes- 
senen Aufwendungen für Ersatzkräfte, die an 
seiner Stelle tätig werden, soweit diese Auf- 
wendungen nicht aus dem Geschäftsergebnis 
gedeckt werden können. Als Geschäftsergebnis 
gelten die in der Zeit der Beschäftigung der 
Ersatzkräfte erzielten Einkünfte aus dem Be- 
trieb oder der selbständigen Tätigkeit zuzüglich 
der Aufwendungen für diese Ersatzkräfte; die 
Einkünfte während der Beschäftigungszeit sind 
nach dem Durchschnitt der durch Einkommen- 
steuerbescheid festgestellten Einkünfte aus den 
Steuerjahren zu errechnen, in denen der Wehr- 
pflichtige die Ersatzkräfte beschäftigt hat. Den 
nach § 13 a des Einkommensteuergesetzes er- 
mittelten Einkünften sind die Aufwendungen 
für Ersatzkräfte nur bis zur Höhe des Betrages 
hinzuzurechnen, der sich für den Wert der Ar- 
beitsleistung des Betriebsinhabers ergibt. 

(3) Ruht der Betrieb oder die selbständige 
Tätigkeit während des Wehrdienstes, erhält der 
Wehrpflichtige Ersatz der Aufwendungen für 
die Miete der Berufsstätte sowie der sonstigen 
unabwendbaren Aufwendungen zur Sicherung 
der Fortführung des Betriebes oder der selb- 
ständigen Tätigkeit." 


5. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„Das Antragsrecht erlischt drei Monate nach 
Beendigung des auf Grund der Wehrpflicht ge- 
leisteten Wehrdienstes, im Falle des § 7 b 
Abs. 2 drei Monate nach Zustellung des letzten 
maßgeblichen Einkommensteuerbescheides. " 

6. § 11 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
mit Ausnahme des Sparförderungsbetrages nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 sind um die einkommensteuer- 
pflichtigen Einkünfte des Wehrpflichtigen zu 
kürzen, die er während des Wehrdienstes er- 
hält. Hierbei sind die Einkünfte um die Steuern 
vom Einkommen sowie um die Arbeitnehmeran- 
teile zur gesetzlichen Sozialversicherung und 
den Beitrag des Arbeitnehmers zur Bundesan- 
stalt für Arbeit zu mindern. Einkünfte im Sinne 
des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Einkommen- 
steuergesetzes sind nach den durchschnittlich 
auf den Bewilligungszeitraum entfallenden Ein- 
künften zu ermitteln, wie sie sich aus den für 


diese Zeit maßgebenden Einkommensteuerbe- 
scheiden ergeben. Außer Ansatz bleiben 

1. Teile der Einkünfte, soweit sie bei der Ge- 
währung der Wirtschaftsbeihilfe nach § 7b 
Abs. 2 bereits angerechnet worden sind; 

2. die Einkünfte des Wehrpflichtigen aus seiner 
Tätigkeit vor der Einberufung, die während 
des Wehrdienstes eingehen und nicht regel- 
mäßig wiederkehrende feste Vergütungen 
sind, sofern die Erwerbstätigkeit während 
des Wehrdienstes ruht." 

7. § 12 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wehrpflichtige, bei denen die Vor- 
aussetzungen des § 2 Nr. 2 vorliegen, erhal- 
ten einen Betrag von monatlich 1 600 Deut- 
sche Mark. Sind unterhaltsberechtigte Fa- 
milienangehörige im engeren Sinne vorhan- 
den, erhöht sich dieser Betrag auf monatlich 
2 050 Deutsche Mark." 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden gestrichen. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) § 7b Abs. 1 in Verbindung mit Ab- 
satz 3 sowie § 8 gelten entsprechend." 


8. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Zahl „2 700" 
durch die Zahl „4 050" und die Zahl „2 100" 
durch die Zahl „3 150" ersetzt. 

b) Die Anlage II (zu § 13) wird durch die 
diesem Gesetz beigefügte Anlage II (zu § 13) 
ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a werden die 
Worte „nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 4" durch 
die Worte „im engeren Sinne" ersetzt. 

9. In § 13 a Abs. '2 wird die Zahl „100" durch die 
Zahl „150" ersetzt. 

10. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „§ 7 Abs. 2 
Nr. 5 Buchstaben a bis c und § 13 Abs. 2 
und 3" durch die Worte „§ 7 b und § 13 
Abs. 2 und 3" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „§ 7 Abs. 2 
Nr. 2, 3 und 5 Buchstaben d bis f sowie 
Nummer 7" durch die Worte „§ 7 Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 und 7" ersetzt. 

11. In § 16 Abs. 2 werden nach dem Wort „zustan- 
den" der Beistrich durch einen Punkt ersetzt 
und die Worte „oder wenn die Rückforderung 
wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Empfängers zumutbar ist." gestrichen. 
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Artikel 2 

Arbeitsplatzschutzgesetz 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Mai 1968 (BGBl. I S. 551), 
zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Ände- 
rung des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 23. De- 
zember 1977 (BGBl. I S. 3110), wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. Nach § 14 wird eingefügt: 

„Dritter Abschnitt 

Ergänzende Vorschriften zur Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung" 


2. § 5 wird als § 14 a in den Dritten Abschnitt 
eingefügt und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Worte „Absatz 2 
Satz 1 und 2" durch die Worte „Absatz 2 
Satz 1, 2, 4 und 5" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird gestrichen; die Absätze 5 und 
6 werden Absätze 4 und 5. 


3. Folgender § 14 b wird eingefügt: 

„§ 14 b 

Sonstige Alters- und Hinterbliebenenversorgung 

(1) Einem grundwehrdienstleistenden Sani- 
tätsoffizier, der im Zeitpunkt der Einberufung 
zum Wehrdienst auf Grund einer durch Gesetz 
angeordneten oder auf Gesetz beruhenden Ver- 
pflichtung Mitglied einer öffentlich-rechtlichen 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung sei- 
ner Berufsgruppe ist, werden die Beiträge zu 
dieser Einrichtung in der nach der Satzung oder 
den Versicherungsbedingungen zu entrichtenden 
Höhe erstattet. Während des Wehrdienstes ein- 
tretende allgemein geltende Veränderungen in 
der Beitragshöhe sind zu berücksichtigen. 

(2) Einem Wehrpflichtigen, der freiwillig in 
einem Zweig der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung oder einer sonstigen betrieblichen, überbe- 
trieblichen Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung oder einer Zusatzversorgung des öffent- 
lichen Dienstes versichert ist, werden die Bei- 
träge zu diesen Versicherungen in der Höhe er- 
stattet, in der sie nach den Vers ich erungsbedin- 
gungen für die Zeit des Wehrdienstes zu zahlen 
sind, übersteigen diese Beiträge zum Zeitpunkt 
der Einberufung sechzig vom Hundert des 
Höchstbetrages, der für die freiwillige Versiche- 
rung in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten entrichtet werden kann, werden die 
Beiträge nur in Höhe des Betrages erstattet, der 
in den letzten zwölf Monaten vor Beginn des 
Wehrdienstes durchschnittlich entrichtet worden 
ist. 


(3) Die Absätze 1 und 2 werden nicht ange- 
wandt soweit Anspruch nach § 14 a besteht. 

(4) Die Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 
dürfen, wenn Beiträge nach § 1385 Abs. 5 der 
Reichsversicherungsordnung, § 112 Abs. 5 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes oder § 130 
Abs. 8 des Reichsknappschaftsgesetzes gezahlt 
werden, vierzig vom Hundert des Höchstbetra- 
ges, der für die freiwillige Versicherung in der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder Angestell- 
ten entrichtet werden kann, in allen übrigen 
Fällen den vollen Höchstbetrag nicht übersteigen. 

(5) Absatz 2 gilt nicht bei Wehrübungen bis 
zu einer Woche. 

(6) § 14 a Abs. 5 gilt entsprechend." 

4. Der Dritte Abschnitt wird Vierter Abschnitt. 

A r t i k e 1 3 

Änderung des Zivildienstgesetzes 

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 9. August 1973 (BGBl. I S. 1015), 
zuletzt geändert durch Artikel IV des Dritten Ge- 
setzes zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
vom 23. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3110), wird wie 
folgt geändert: 

In § 78 Abs. 1 Nr. 1 wird die Bezugnahme auf „§ 5" 
jeweils durch die Bezugnahme auf „§ 14 a" des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes ersetzt. 

Artikel 4 

Neufassung des Unterhaltssicherungsgesetzes 
und des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung kann das 
Unterhaltssicherungsgesetz und das Arbeitsplatz- 
schutzgesetz in der neuen Fassung im Bundesgesetz- 
blatt bekanntmachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts beseitigen sowie die Paragraphen mit 
durchlaufenden Ordnungszeichen versehen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 Nr. 2, 7 Buchstabe a, Nr. 8 Buchsta- 
ben a und b und Nummer 9 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1979 in Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz 
am ersten Tag des auf die Verkündung folgenden 
dritten Kalendermonats in Kraft. 

(2) Für Wehrpflichtige, die vor dem in Absatz 1 
Satz 1 genannten Zeitpunkt des Inkrafttretens ein- 
berufen worden sind, bleiben § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 5 
Buchstaben a bis e sowie § 12 a Abs. 2 und 3 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes in der vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung maß- 
gebend. 
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Nettoeinkommen des Wehrpflichtigen 

— Einkommensstufen — 
(monatlich) 


in DM 

Tabellensatz in DM j 

I 1 

II 

III 

IV 

bis 

675 

486 

553 

587 

607 

über 675 bis 

700 

495 

566 

600 

621 

über 700 bis 

720 

504 

595 

631 

653 

über 720 bis 

740 

518 

599 

635 

657 

über 740 bis 

760 

533 

636 

675 

698 

über 760 bis 

780 

539 

636 

675 

698 

über 780 bis 

800 

545 

648 

687 

711 

über 800 bis 

850 

561 

677 

718 

743 

über 850 bis 

900 

586 

718 

761 

788 

über 900 bis 

950 

610 

759 

805 

833 

über 950 bis 

1 000 

634 

800 

848 

878 

über 1 000 bis 

1 050 

656 

840 

892 

923 

über 1 050 bis 

1 100 

677 

881 

935 

968 

über 1 100 bis 

1 150 

698 

922 

979 

1 013 

über 1 150 bis 

1 200 

717 

963 

1 022 

1 058 

über 1 200 bis 

1 250 

735 

1 004 

1 066 

1 103 

über 1 250 bis 

1 300 

752 

1 033 

1 109 

1 147 

über 1 300 bis 

1 350 

768 

1 060 

1 153 

1 192 

Über 1 350 bis 

1 400 

784 

1 ^86 

1 196 

1 237 

über 1 400 bis 

1 450 

798 

1 111 

X '^25 

1 282 

über 1 450 bis 

1 500 

811 

1 136 

1 254 

1 327 

über 1 500 bis 

1 550 

831 

1 159 

1 281 

1 357 

über 1 550 bis 

1 600 

858 

1 181 

1 307 

1 386 

Über 1 600 bis 

1 650 

878 

1 202 

1 332 

1 413 

über 1 650 bis 

1 700 

905 

1 222 

1 357 

1 440 

über 1 700 bis 

1 750 

932 

1 242 

1 380 

1 466 

über 1 750 bis 

1 800 

959 

1 260 

1 402 

1 491 

über 1 800 bis 

1 850 

976 

1 277 

1 423 

1 515 

über 1 850 bis 

1 900 

1 003 

1 294 

1 444 

1 537 

über 1 900 bis 

1 950 

1 030 

1 309 

1 463 

1 559 

über 1 950 bis 

2 000 

1 057 

1 323 

1 481 

1 580 

über 2 000 bis 

2 050 

1 073 

1 336 

1 498 

1 600 

über 2 050 bis 

2 100 

1 100 

1 349 

1 515 

1 618 

Über 2 100 bis 

2 150 

1 126 

1 360 

1 530 

1 636 

über 2 150 bis 

2 200 

1 153 

1 370 

1 544 

1 653 

über 2 200 bis 

2 250 

1 179 

1 380 

1 557 

1 668 

über 2 250 bis 

2 300 

1 205 

1 410 

1 592 

1 706 

über 2 300 bis 

2 350 

1 232 

1 441 

1 627 

1 743 

über 2350 bis 

2 400 

1 259 

1 472 

1 662 

1 781 

über 2 400 


1 272 

1 488 

1 680 

1 800 
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Anlage II (zu § 13) 


Monatsbetrag in DM 


{Tagessatz) 



ledig *) 

verheiratet 

einem Kind 

verheiratet **) 

zwei 

Kindern 

mit 

drei und 
mehr 
Kindern 

Grenadier, Flieger, Matrose, Gefreiter 

795 

975 

1 035 

1 110 

1 185 


(26,50) 

(32,50) 

(34,50) 

(37) 

(39,50) 

Obergefreiter 

810 

990 

1050 

1 125 

1 200 


(27) 

(33) 

(35) 

(37,50) 

(40) 

Hauptgefreiter ‘ 

825 

1 005 

1 065 

1 140 

1215 


(27,50) 

(33,50) 

(35,50) 

(38) 

(40,50) 

Unteroffizier, Maat, Fahnenjunker, See- 

840 

1 020 

1 080 

1155 

1 230 

kadett 

(28) 

(34) 

(36) 

(38,50) 

(41) 

Stabsunteroffizier, Obermaat 

870 

1 050 

1 125 

1 185 

1 260 


(29) 

(35) 

(37,50) 

(39,50) 

(42) 

Feldwebel, Bootsmann, Fähnrich 

915 

1 080 

1 155 

1 230 

1 290 


(30,50) 

(36) 

(38,50) 

(41) 

(43) 

Oberfeldwebel, Oberbootsmann 

945 

1 110 

1 185 

1 260 

1 320 


(31,50) 

(37) 

(39,50) 

(42) 

(44) 

Hauptfeldwebel, Hauptbootsmann, 

990 

1 170 

1 230 

1 305 

1 380 

Oberfähnrich 

(33) 

(39) 

(41) 

(43,50) 

(46) 

Leutnant, Stabsfeldwebel Stabsboots- 

1 065 

1 260 

1 320 

1 410 

1 470 

mann 

(35,50) 

(42) 

(44) 

(47) 

(49) 

Oberleutnant, Oberstabsfeldwebel, 

1 110 

1 335 

1 395 

1 470 

1 545 

Oberstabsbootsmann 

(37) 

(44,50) 

(46,50) 

(49) 

(51,50) 

Hauptmann Kapitänleutnant 

1230 

1 470 

1 560 

1 635 

1 710 


(41) 

(49) 

(52) 

(54,50) 

(57) 

Major, Korvettenkapitän, Stabsarzt . . . 

1 410 

1 740 

1 830 

1 890 

1 980 


(47) 

(58) 

(61) 

(63) 

(66) 

Oberstleutnant, Fregattenkapitän, 

1 440 

1 800 

1 920 

1 950 

2 040 

Oberstabsarzt 

(48) 

(60) 

(64) 

(65) 

(68) 

Oberfeldarzt, Flotillenarzt 

1 560 

1 950 

• 2 040 

2 100 

2 190 


(52) 

(65) 

(68) 

(70) 

(73) 

Oberst, Kapitän zur See, Oberstarzt, 

1 680 

2 145 

2 200 

2 280 

2 355 

Flottenarzt, und höhere Dienstgrade . . 

(56) 

(71,50) 

(74) 

(76) 

(78,50) 


*) Diesen Satz erhalten auch sonstige Wehrpflichtige im Sinne des § 13 Abs. 1 Buchstabe b. 
**) Diesen Satz erhalten auch sonstige Wehrpflichtige im Sinne des § 13 Abs. 1 Buchstabe a. 
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Begründung 


I. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen in erster Linie die 
Leistungen für 

— die verheirateten Grundwehrdienstleistenden 
(Artikel 1 Nr. 2), 

— die grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffiziere 
(Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe a), 

— die Wehrübenden (Höchst- und Mindestsätze) 
(Artikel 1 Nr. 8 Buchstaben a und b) 

der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt werden. 

Außerdem sieht der Entwurf die Änderung mehrerer 
Vorschriften vor, die sich als nicht mehr befriedi- 
gend oder in der Formulierung nicht als hinreichend 
klar erwiesen haben. 

Ferner werden die Vorschriften des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes über die Altersversorgung der 
Wehrpflichtigen im Arbeitsplatzschutzgesetz neu ge- 
regelt. 

Artikel 1 — Uaterhaltssicherungsgesetz 

Nummer 1 

Redaktionelle Anpassimgen als Folge der Einfügung 
der §§ 7 a und 7 b (Nummer 4). 

Nummer 2 

Die allgemeinen Leistungen für die verheirateten 
Grundwehrdienstleistenden werden nach einer Ta- 
belle gewährt. Maßgebend für ihre Höhe sind das 
Durchschnittseinkommen im Jahr vor der Einberu- 
fung sowie die Zahl der unterhaltsberechtigten Fa- 
milienangehörigen. Von diesem Einkommen wird 
ein bestimmter Anteil (Vomhundertsatz) gewährt. Je 
höher das Einkommen und je geringer die Zahl der 
Familienangehörigen ist, desto niedriger ist der 
Vomhundertsatz (Degression). Der Vomhundertsatz 
liegt für einen verheirateten Wehrpflichtigen 

— ohne Kinder (Tabellensatz I) 

zwischen 72 v. H. und 53 v. H., 

— mit einem Kind (Tabellensatz II) 

zwischen 82 v. H. und 62 v. H., 

— mit zwei Kindern (Tabellensatz III) 

zwischen 87 v. H. und 70 v. H., 

— mit drei und mehr Kindern 
(Tabellensatz IV) 

‘ zwischen 90 v. H. und 75 v. H. 

Diesem Aufbau der Tabelle — an dem festgehalten 
wird — liegt der Gedanke zugrunde, daß den Wehr- 
pflichtigen mit höherem Einkommen ein größeres 
finanzielles Opfer zugemutet werden kann als den 
einkommenssdiwächeren. Da durch die Tabellen- 
sätze der Lebensbedarf in jedem Fall sichergestellt 


werden soll, setzt die Degression erst bei den Ein- 
kommensstufen ein, bei denen eine finanzielle Ein- 
buße überhaupt vertretbar ist; dies ist je nach der 
Zahl der Familienangehörigen verschieden. Deshalb 
bleibt der Vomhundertsatz für Wehrpflichtige mit 
Kindern zunächst in den unteren Einkommensstufen 
unverändert (Proportionalzone); die Degression be- 
ginnt für diesen Personenkreis erst bei den mittleren 
Einkommensstufen (Degressionszone) . 

Bei dieser Struktur der Tabelle führen Einkom- 
menssteigerungen im Jahr vor der Einberufung dazu, 
daß die Wehrpflichtigen automatisch auch höhere 
Tabellensätze erhalten. Ein voller Ausgleich wird 
hierdurch jedoch nur im Bereich der Proportional- 
zone erreicht, nicht jedoch in der Degressionszone. In 
diesem Bereich werden zwar auf Grund des höheren 
Einkommens ebenfalls höhere Leistungen gewährt; 
der Wehrpflichtige erhält jedoch nicht mehr densel- 
ben Vomhundertsatz wie vor der Einkommenssteige- 
rung. 

Beispielsweise sieht die Tabelle für einen verheira- 
teten Wehrpflichtigen mit einem Kind bei einem 
früheren Einkommen von 900 DM vor der Einberu- 
fung einen Tabellensatz von 759 DM = 82 v. H. die- 
ses Einkommens vor. Bei einer allgemeinen Einkom- 
menssteigerung von 35 V. H. sind diese Leistungen 
nunmehr von 1 215 DM zu berechnen. Bei diesem 
Einkommen beträgt der Tabellensatz 943 DM — 
77 V. H. Um dem Wehrpflichtigen den bisherigen Le- 
bensstandard zu sichern, ist der Tabellensatz bei 
einem Einkommen von 1 215 DM auf wieder 82 v. H. 
dieses Einkommens = 1 004 DM anzuheben. 

Die derzeitigen Tabellensätze gelten seit dem 
1. April 1973. Seit dieser Zeit sind die Einkommen 
allgemein um ca. 35 v. H. gestiegen. Um den frühe- 
ren Leistungsstand der Tabelle wiederherzustellen, 
sind die Sätze entsprechend anzuheben; nach der 
Struktur der Tabelle wirkt sich diese Anhebung in 
der Degressionszone und in besonderem Maße bei 
den untersten und den oberen Einkommensstufen 
aus. 

Nummer 3 

Die Neufassung des § 7 ist wegen umfangreicher 
Änderungen dieser Vorschrift notwendig. 

a) Folgende Anspruchstatbestände werden künftig 

außerhalb des § 7 neu geregelt: 

— die Erstattung von Beiträgen zur freiwilligen 
Versicherung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung (§ 7 Abs. 2 Nr. 3) im Arbeitsplatz- 
schutzgesetz (Artikel 2 Nr. 4) ; 

— die Mietbeihilfe (§ 7 Abs. 2 Nr. 4) in § 7 a 
(Artikel 1 Nr. 4); 

— die Erstattung von Betriebskosten zur Siche- 
rung der Erwerbsgrundlage Selbständiger 
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(§ 7 Abs. 2 Nr. 5 Buchstaben a bis c) in § 7 b 
(Artikel 1 Nr. 4); 

— die Erstattung von Beiträgen zur zusätzlichen 
Altersversorgung (§ 7 Abs. 2 Nr. 5 Buchstaben 
d und e) im Arbeitsplatzschutzgesetz (Arti- 
kel 2 Nr. 3). 

b) Im übrigen wird zu der Neufassung folgendes 
bemerkt: 

§ 7 Abs. 1 ; redaktionelle Änderungen. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 1: redaktionelle Anpassung an 
die zwischenzeitlichen Änderungen der Reichsver- 
sicherungsordnung. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 2: Die Änderung begrenzt bei pri- 
vaten Krankenversicherungen von Wehrpflich- 
tigen die Beitragserstattung auf die Ruhensbei- 
träge. Dies ist gerechtfertigt, weil Wehrpflichtige 
während des Wehrdienstes Anspruch auf freie 
Heilfürsorge haben und deshalb für diese Zeit 
keinen zusätzlichen Schutz durch eine private 
Krankenversicherung benötigen. Die Zahlung von 
Ruhensbeiträgen stellt ausreichend sicher, daß 
die Rechte des Wehrpflichtigen aus dem Ver- 
sidierungs Verhältnis für die Zeit nach dem Wehr- 
dienst ungeschmälert erhalten bleiben. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 3: entspricht der derzeitigen Num- 
mer 2 zweiter Halbsatz. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 4: entspricht der derzeitigen Num- 
mer 5 Buchstabe f. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 5: entspricht der derzeitigen Num- 
mer 5 Buchstabe g. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 6: unverändert. 

§ 7 Abs. 2 Nr. 7: Die Neufassung dient lediglich 
der Klarstellung. Die Lebensyersicherungs- und 
Bausparverträge werden nicht mehr erwähnt, 
weil diese Verträge unter den Begriff „prämien- 
und steuerbegünstigte Kapitalansammlungsver- 
träge" fallen. Die zugeteilten Bausparverträge 
hingegen sind besonders aufgeführt, weil die zur 
Tilgung eines Bauspardarlehens gezahlten Be- 
träge weder prämien- noch steuerbegünstigt sind. 

§ 7 Abs. 3: entspricht den derzeitigen Absätzen 
3 und 4 mit folgender Änderung: 

Die Einschränkung, daß die Sonderleistungen zur 
Aufrechterhaltung privater Krankenversicherun- 
gen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2) zusammen mit den allge- 
meinen Leistungen (§ 5) 90 v. H. der Bemessungs- 
grundlage nicht übersteigen dürfen, wird aufge- 
hoben. Bei der Krankenversicherung handelt es 
sich nämlich um eine Sonderregelung für die we- 
nigen Wehrpflichtigen ünd Familienangehörigen, 
die nicht sozialversicherungspflichtig sind. Die 
90-vom-Hundert-Klausel sollte aus Gründen der 
Geichbehandlung beseitigt werden, da für sozial- 
versicherungspflichtige Wehrpflichtige die Kran- 
kenversicherung für die Zeit des Wehrdienstes 
vom Bund aufrechterhalten wird, und zwar un- 
abhängig von der Höhe der ihnen gewährten all- 
gemeinen Leistungen. 

§ 7 Abs. 4: entspricht dem derzeitigen Absatz 5 
erster Halbsatz; der bisherige zweite Halbsatz 
ist als überflüssig weggefallen. 


Nummer 4 

Die Mietbeihilfe (§ 7 a) entspricht der derzeitigen 
Regelung in § 7 Abs. 2 Nr. 4. Die Änderung wurde 
vorgenommen, um der Mietbeihilfe im Gesetz den 
Platz einzuräumen, der ihrer herausgehobenen Be- 
deutung entspricht. 

Die Wirtschaftsbeihilfe (§ 7 b) tritt an die Stelle der 
derzeit in § 7 Abs. 2 Nr. 5 Buchstaben a bis c gere- 
gelten Sonderleistungen für Selbständige. Wegen 
des Umfangs der Neuregelung erscheint ein beson- 
derer Paragraph hierfür zweckmäßig. Materiell sind 
folgende Änderungen vorgesehen: 

Einmal werden künftig Leistungen nur noch an 
Wehrpflichtige gewährt, die ihren Betrieb im Zeit- 
punkt der Einberufung schon mindestens ein Jahr 
lang führen. Diese Änderung ist — wie die Erfah- 
rungen gezeigt haben — notwendig, um Rechts- 
mißbrauch zu vermeiden. 

Zum anderen wird das Verfahren zur Feststellung 
des Anspruchs verbessert. Festgehalten wird an 
dem Grundsatz, daß dem Selbständigen nur insoweit 
Hilfe zu gewähren ist, als die Erträge des Betriebes 
die Ausgaben nicht decken können. Die hierfür not- 
wendige Ertragsberechnung macht aber zur Zeit 
große Schwierigkeiten, weil eine Geschäftsbilanz mit 
Gewinn- und Verlustrechnung eigens für die Zeit 
des Wehrdienstes — d. h. für eine vom Geschäfts- 
jahr abweichende Zeit — erstellt und ihre Ordnungs- 
mäßigkeit von der Unterhaltssicherungsbehörde fest- 
gestellt werden muß. Dies wiederum erfordert meist 
langwierige Ermittlungen. Die neue Regelung be- 
seitigt diese Schwierigkeiten dadurch, daß die Un- 
terhaltssicherungsbehörden künftig zur Feststellung, 
ob und inwieweit die Kosten für die Ersatzkräfte 
gedeckt sind, auf die Einkommensteuerbescheide zu- 
rückgreifen können. Diese Verwaltungsvereinfa- 
chung kommt auch den betroffenen Betrieben zu- 
gute; sie dient außerdem der Rechtssicherheit. 

Nummer 5 

Die Änderung stellt einmal klar, wann das Antrags- 
recht in den Fällen erlischt, in denen ein Wehr- 
pflichtiger vom Grundwehrdienst in das Dienstver- 
hältnis eines Soldaten auf Zeit übernommen wird. 

Ferner berücksichtigt die Änderung, daß über den 
Antrag auf Wirtschaftsbeihilfe erst entschieden wer- 
den kann, wenn die Einkommensteuerbescheide für 
die Zeit des Wehrdienstes vorliegen. 

Nummer 6 

Die Neufassung des § 11 Abs. 1 ist wegen mehrerer 
Änderungen dieser Vorschrift notwendig. Im ein- 
zelnen wird folgendes bemerkt: 

§ 11 Abs. 1 Satz 1: 

Auf den nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 zu gewährenden Spar- 
förderungsbetrag (50 DM) werden Einkünfte des 
Wehrpflichtigen nicht mehr angerechnet. Die Spar- 
förderung soll nach ihrer Zielsetzung allen Wehr- 
pflichtigen zugute kommen. Dem widerspricht es, sie 
zu kürzen oder zu versagen, wenn der Wehrpflich- 
tige während des Wehrdienstes weiterfließende Ein- 
künfte hat. 
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§ 11 Abs. 1 Satz 2: 

Durch die Einfügung dieses Satzes wird das Verfah- 
ren zur Ermittlung von Einkünften aus den gesam- 
ten Betrieben dem entsprechenden, nunmehr verein- 
fachten Verfahren bei der Feststellung der Wirt- 
schaftsbeihilfe nach § 7 b Abs. 2 angepaßt. 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1: entspricht der derzeitigen 
Nummer 4. 

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2: entspricht der derzeitigen 
Nummer 5. 

Eine Aufzählung der in den derzeitigen Nummern 1, 
2 und 3 aufgeführten Einkommen erübrigt sich, weil 
diese Einkommen steuerfrei und somit bereits nach 
§ 1 1 Abs. 1 Satz 1 anrechnungsfrei sind. 

Nummer 7 
Buchstabe a 

Bei der Einführung des § 12 a Abs. 1 (im Jahre 1973) 
ist für die Höhe der Abfindung das Einkommen zu- 
grunde gelegt worden, daß ein angestellter Arzt im 
allgemeinen im ersten Berufsjahr erzielt; hierauf 
sind der Wehrsold ünd die freie Verpflegung ange- 
redinet worden. Ihre Gesamtabfindung sollte jedodi 
nicht höher als die vergleichbarer Sanitätsoffiziere 
auf Zeit sein. Die Leistung ist zuletzt zum 1. Januar 
1975 neu festgesetzt worden. Durch ihre Anhebung 
wird der zwischenzeitlichen Einkommensentwicklung 
Rechnung getragen. 

Buchstabe b 

Der Ersatz von Beiträgen zu berufsständischen Ver- 
sorgungseinrichtungen wird im Arbeitsplatzschutz- 
gesetz (Artikel 2) neu geregelt. 

Buchstaben b und c 

An die Stelle der Regelung des Absatzes 3 (Ersatz 
von bestimmten Betriebsausgaben) tritt die des neu 
eingeführten § 7b (Nummer 4). Dies bedeutet, daß 
in den Fällen, in denen der Wehrpflichtige seinen 
Betrieb oder seine selbständige Tätigkeit ruhen läßt, 
— abweichend von der bisherigen Regelung — nicht 
mehr alle, sondern nur die unabdingbaren Ausgaben 
erstattet werden. Ferner sollen diese Ausgaben nur 
erstattet werden, wenn der Betrieb oder die selb- 
ständige Tätigkeit bereits ein Jahr ausgeübt wurde. 
Diese Änderungen folgen den Überlegungen, die 
den entsprechenden Regelungen für die sonstigen 
Grundwehrdienstleistenden zugrunde liegen. Bei ei- 
nem 15monatigen Grundwehrdienst muß von den 
Wehrpflichtigen erwartet werden, daß sie den Bund 
von nicht notwendigen Ausgaben freisteilen. 

Nummer 8 
Buchstaben a und b 

Die geltenden Höchstbeträge der Verdienstausfall- 
entschädigung sind zuletzt zum 1. Juni 1969, die Min- 


destbeträge zum 5. Mai 1971 festgesetzt worden. Sie 
werden der zwischenzeitlichen Entwicklung der Be- 
züge nach dem Bundesbesoldungsgesetz und dem 
Wehrsoldgesetz angepaßt. 

Buchstabe c 

Die Änderung dient der Anpassung an die Regelung 
beim Grundwehrdienst, nach der ein Wehrpflichtiger 
für Kinder, für die er kein Sorgerecht hat, keine zu- 
sätzlichen Leistungen erhält. 


Nummer 9 

Die geltenden Sätze sind zuletzt zum 1. Juni 1969 
festgesetzt worden. Sie werden der zwischenzeit- 
lichen Einkommesentwicklung angepaßt. 


Nummer 10 

Folge der Änderungen von § 7 (Nummer 3) und 
§ 7 b (Nummer 4). 

Nummer 11 

Die Streichung ist geboten, weil Regelungen dieser 
Art nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht 
mehr zulässig sind. 


Artikel 2 — Arbeitsplatzsdiutzgesetz 

Für die Zeit des Wehrdienstes sind die Wehrpflich- 
tigen grundsätzlich in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung pflichtversichert; dieKosten trägt der Bund. 
Neben den entsprechenden Bestimmungen in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen finden sich er- 
gänzende Vorschriften im Arbeitsplatzschutzgesetz 
(§ 5) sowie im Unterhaltssicherungsgesetz (§ 7 Abs. 2 
Nr. 3 und 5 Buchstaben d und e, § 12 a Abs. 2). 
Durch Artikel 2 des Gesetzentwurfs werden diese er- 
gänzenden Bestimmungen im Interesse der Gesetzes- 
klarheit zusammengefaßt, und zwar im Arbeitsplatz- 
schutzgesetz (Dritter Abschnitt). 

Durch die Neuregelung im Arbeitsplatzschutzgesetz 
wird ferner sichergestellt, daß auch alle Soldaten 
auf Zeit mit einer Dienstzeit bis zu zwei Jahren auf 
dem Gebiet der Altersversorgung gegenüber den 
Wehrpflichtigen und untereinander gleichbehandelt 
werden. 

Die aus dem Unterhaltssicherungsgesetz in das Ar- 
beitsplatzschutzgesetz übernommenen Bestimmungen 
sollen künftig ebenfalls von der Bundeswehrverwal- 
tung durchgeführt werden, die auch für die Ausfüh- 
rung des § 5 des Arbeitsplatzschutzgesetzes in sei- 
ner derzeitigen Fassung zuständig ist. Damit wird 
ferner erreicht werden, daß künftig alle ergänzenden 
Bestimmungen zur Altersversorgung der Wehrpflich- 
tigen von einer Verwaltung durchgeführt und die 
derzeitige Zersplitterung in diesem Bereich besei- 
tigt wird. 
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Nummer 1 

Folge, daß die Altersversorgung für die Wehrpflich- 
tigen nunmehr in einem gesonderten Abschnitt ge- 
regelt wird. 

Nummer 2 Buchstabe a 

Diese Ergänzung ist Folge der Änderung des § 5 
Abs. 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes durch das Ge- 
setz vom 23. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3110). 

Nummer 2 Buchstabe b 

Folge der Übernahme des § 12 a Abs. 2 USG in das 
Arbeitsplatzschutzgesetz. 

Nummer 3 

Absatz 1 übernimmt die Vorschrift des § 12 a Abs. 2 
USG über den Ersatz der Beiträge zu berufsständi- 
schen Versorgungseinrichtungen für grundwehr- 
dienstleistende Sanitätsoffiziere. 

Absatz 2 übernimmt die Bestimmung des § 7 Abs. 2 
Nr. 3 und Nr. 5 Buchstabe d und e USG über den 
Ersatz von Beiträgen zur freiwilligen Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung, zur freiwil- 
ligen Höherversicherung sowie zu sonstigen Alters- 
versorgungen. 

Durch Absatz 3 sollen Zweifel hinsichtlich der An- 
spruchsberechtigung ausgeschlossen werden. 

Absatz 4 regelt die in der Praxis unbedeutsamen 
Höchstgrenzen der Erstattung unter Berücksichti- 
gung sozialversicherungsrechtlicher Kriterien. 

Die Absätze 5 und 6 entsprechen den Absätzen 4 
und 5 des § 14 a. 

Nummer 4 

Folge der Einfügung des neuen Dritten Abschnitts. 


Artikel 3 ^ Zivildienst 

Redaktionelle Anpassung als Folge des Artikels 2 
Nr. 2. 


Artikel 5 — Inkrafttreten 

Mit den in Absatz 1 Satz 1 genannten Änderungen 
werden die finanziellen Leistungen für die Wehr- 
pflichtigen und ihre Familienangehörigen verbessert. 
Im Hinblick auf die Zeitdauer seit der letzten Anhe- 
bung ist es aus sozialen Erwägungen geboten, die 
Anspruchsberechtigten so früh wie möglich in den 
Genuß der erhöhten Leistungen kommen zu lassen. 
Absatz 2 betrifft vor allem die Vorschriften über die 
Altersversorgung, die vom Unterhaltssicherungs- 
gesetz ins Arbeitsplatzschutzgesetz übertragen wor- 
den sind. Hierdurch wird eine andere Verwaltung 
zuständig. In einer Vielzahl von Fällen ändert sich 
die Anspruchsberechtigung. Es wäre daher mit er- 
heblichen praktischen und rechtlichen Schwierigkei- 
ten verbunden, die Leistungen für Wehrpflichtige, 


die bereits Ansprüche nach derzeitigem Recht erwor- 
ben haben, auf das neue Recht umzustellen. 


11 . 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Das Unterhaltssicherungsgesetz und das Arbeits- 
platzschutzgesetz finden nicht nur auf Wehrdienst- 
leistende (Einzelplan 14) Anwendung, sondern auch 
auf Dienstleistende im Zivildienst (Einzelplan 11) 
und im Bundesgrenzschutz (Einzelplan 06). Die jähr- 
lichen finanziellen Auswirkungen werden wie folgt 
geschätzt: 



EPL 14 

EPL 11 

EPL 06 

Artikel 1 — Unterhalts- 
sicherungsgesetz (Millionen 
DM) 

Mehrkosten durch Anhe- 
bung 

a) der Leistungen für die 
verheirateten Dienstlei- 
stenden (§ 5), Artikel 1 
Nr. 2 

6.2 

1,5 


b) der Leistungen für die 
grundwehrdienstleisten- 
den Sanitätsoffiziere 

(§ 12 a Abs. 1), Artikel 1 
Nr. 7 

2,3 


0,01 

c) des Höchstbetrages der 
Verdienstausfallentschä- 
digung (§13 Abs. 1), Ar- 
tikel 1 Nr. 8 Buchstabe a 

3,7 



d) des Mindestbetrages der 
Verdienstausfallentschä- 
digung (§13 Abs. 1), Ar- 
tikel 1 Nr. 8 Buchstabe b 

3,3 

_ 


Die Mehrausgaben betragen 
mithin insgesamt (Jahres- 
betrag) 

15,5 

1.5 

0,01 


Die Regelungen im Arbeitsplatzschutzgesetz sind 
kostenneutral, da bisher entsprechende Leistungen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz gewährt wur- 
den. 

Durch die übrigen Maßnahmen des Gesetzentwurfs 
ergeben sich sehr geringfügige Mehr- oder Minder- 
ausgaben, die sich gegeneinander aufheben. 

Die Mehrkosten können im Rahmen der Plafonds 
aufgefangen werden. Wegen ihrer verhältnismäßig 
geringen Höhe werden sie keine praktische Auswir- 
kung auf das Verbraucherpreisniveau haben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Unterhaltssicherungsgesetz wird von den 
Ländern im Auftrag des Bundes durchgeführt. 
Mit dem vorliegenden Änderungsgesetz werden 
Zuständigkeiten auf die Bundeswehrverwaltung 
verlagert (Artikel 2). Das Änderungsgesetz be- 
darf somit gemäß Artikel 87 b Abs. 2 Satz 1 GG 
der Zustimmung des Bundesrates. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a) 

§ 7 a ist wie folgt zu fassen: 

„§ 7 a 

Mietbeihilfe 

(1) Wehrpflichtige erhalten zur wirtschaft- 
lichen Sicherung ihreir Wohnung Mietbeihilfe, 
wenn das Mietverhältnis bei Beginn des Wehr- 
dienstes mindestens zwölf Monate bestanden hat 
oder vor Beginn des Wehrdienstes zur Behebung 
eines dringenden Wohnungsbedarfs des Wehr- 
pflichtigen begründet worden ist. 

(2) Mietbeihilfe wird nicht gewährt an Wehr- 
pflichtige, die mit Familienangehörigen im enge- 
ren Sinne in Haushaltsgemeinschaft leben, oder 
für die Benutzung von Wohnraum bei sonstigen 
Familienangehörigen. 

(3) Die Mietbeihilfe wird höchstens in Höhe 
der Höchstbeträge für Miete und Belastung bei 
einem Alleinstehenden nach § 8 des Wohngeld- 
gesetzes zuzüglich der Kosten für die Heizung 
gewährt. Die Mietbeihilfe darf zusammen mit all- 
gemeinen Leistungen und Sonderleistungen nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 4 und 5 90 v. H. der Bemessungs- 
grundlage (§10) nicht übersteigen." 

Begründung 

§ 7 a Abs. 1 des Gesetzentwurfs entspricht in- 
haltlich voll dem bisherigen § 7 Abs. 2 Nr. 4, Da- 
nach wird Mietbeihilfe nur gewährt, wenn dem 
Wehrpflichtigen nicht zugemutet werden kann, 
das Mietverhältnis zu lösen. Nach den Durch- 
führungshinweisen des Bundesministers der Ver- 
teidigung vom 15. Juni 1977 (Hinweis 38) ist es 
dem Wehrpflichtigen grundsätzlich zuzumuten, 
das Mietverhältnis zu lösen. Die Auslegung die- 
ses Zumutbarkeitsbegriffs hat in der Vergangen- 
heit zu erheblichen Schwierigkeiten geführt. 


Diese Auslegung steht auch in Widerspruch zur 
Begründung des § 7 a, wonach der Mietbeihilfe 
eine herausgehobene Bedeutung zukommt. Hinzu 
kommt, daß aufgrund der seit 1. Januar 1975 mit 
Vollendung des 18. Lebensjahres eintretenden 
Volljährigkeit alle Wehrpflichtigen bereits vor 
Beginn ihres Grundwehrdienstes ihren Aufenthalt 
selbst bestimmen können. 

Vorgeschlagen wird daher, Wehrpflichtigen, die 
bereits zwölf Monate vor Beginn des Wehrdien- 
stes Inhaber einer Wohnung waren, bei Vorlie- 
gen der sonstigen Voraussetzungen die Mietbei- 
hilfe zu gewähren. In diesen Fällen würde die 
Aufgabe der Wohnung eine unzumutbare Härte 
bedeuten. Wurde das Mietverhältnis später be- 
gründet, soll eine Mietbeihilfe nur dann gewährt 
werden, wenn dies zur Behebung einer Woh- 
nungsnotlage des Wehrpflichtigen notwendig 
war. 

Es wird jedoch für notwendig gehalten, die 
Höhe der bei der Mietbeihilfe anzuerkennenden 
Miete zu begrenzen. Als Maßstab hierfür werden 
zweckmäßigerweise die Höchstbeträge für Miete 
und Belastung nach § 8 des Wohngeldgesetzes 
übernommen. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 b) 

In § 7 b Abs. 2 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Wehrpflichtigen" die Worte „während des 
Wehrdienstes" einzufügen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 8) 

In Nummer 5 ist im Eingangssatz das Zitat ,,§ 8 
Abs. 4" durch das Zitat „§ 8 Abs. 4 Satz 1" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Mit Nummer 5 soll nur Satz 1 des § 8 Abs. 4 
neu gefaßt werden. Satz 2 des § 8 Abs. 4 muß 
weiter bestehenbleiben. 


5. Zu Artikel 1 nach Nummer 11: Nummer 12 (§ 23) 

Nach Nummer 11 ist folgende Nummer 12 einzu- 
fügen: 

,12. § 23 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sofern sich in einzelnen Fällen aus 
den Vorschriften dieses Gesetzes besondere 


13 



Drucksache 8/2356 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Härten ergeben, kann ein Ausgleich gewährt 
werden. Hierzu bedarf es des Einvernehmens 
der obersten Landesbehörde und des Bundes- 
ministers der Verteidigung." ' 

Begründu n g 

Die Neufassung dient der Verwaltungs Vereinfa- 
chung. Sie bewirkt, daß die Bescheide über ei- 
nen Härteausgleidi nicht mehr grundsätzlich von 
den obersten Landesbehörden erlassen werden 
müssen. Die Befugnisse können vielmehr auf die 


nach § 17 Abs. 2 zuständigen Behörden übertra- 
gen werden. 

6. Zu Artikel 5 

In Artikel 5 Abs. 2 sind die Worte „Absatz 1 
Satz 1" durch die Worte „Absatz 1 Satz 2" zu 
ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Richtigstellung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates — beschlossen in der Sit- 
zung am 10. November 1978 (BR-Drucksache 447/78 
— Beschluß) — wie folgt Stellung: 

1 . Zu den Eingangsworten 

Die Bundesregierung geht mit dem Bundesrat im 
Ergebnis davon aus, daß das Gesetz zustim- 
mungsbedürftig sein wird. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a) 

Der Vorschlag wird abgelehnt, da das mit ihm 
verfolgte Anliegen noch nicht entscheidungsreif 
ist. 

Die Bundesregierung prüft seit längerem — u. a. 
auch unter Beteiligung der Fachminister der Län- 
der — , wie die derzeitige Regelung der Mietbei- 
hilfe verbessert werden kann. Der Vorschlag 
des Bundesrates stellt einen von mehreren Lö- 
sungsansätzen dar, die in diesem Zusammenhang 
z. Z. untersucht werden. Bei der anzustrebenden 


Neuregelung sind auch die finanziellen Auswir- 
kungen zu beachten, Zugleich wird auf eine bes- 
sere Abgrenzung zum Anwendungsbereich des 
Wohngeldgesetzes abzustellen sein. Diese Prü- 
fungen sind noch nicht abgeschlossen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 8) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

5. Zu Artikel 1 nach Nummer 11: Nummer 12 (§ 23) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

6. Zu Artikel 5 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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